
 

  

S 1 AS 98/21 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Kassel
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beschwerde des Leistungsträgers 

Rechtsschutzbedürfnis 
Wegfall durch vorbehaltlosen
Bewilligungsbescheid
Arbeitslosengeld II 
Sozialgeld 
Leistungen auf die Bedarfe für Unterkunft
und Heizung 
Angemessenheit 
pandemiebedingte Sonderregelung 
Umzugsfall
 

Leitsätze 1. Das Rechtsschutzbedürfnis für eine
vom Leistungsträger eingelegte
Beschwerde gegen eine ihn
verpflichtende Regelungsanordnung fehlt
oder entfällt, wenn er durch einen
(insofern) vorbehaltlosen
Bewilligungsbescheid einen
eigenständigen Rechtsgrund für die
streitige Leistung schafft und also auch
bei einem Erfolg im Beschwerdeverfahren
zur Leistung verpflichtet bliebe.

2. § 67 Abs. 3 SGB II findet nicht nur auf
Neu-, sondern auch auf
Fortzahlungsanträge Anwendung. Zudem
ist er mit Blick auf Wortlaut und Zweck
der Regelung auch wegen der
Aufwendungen für eine während des
Leistungsbezugs neu angemietete
Wohnung anwendbar, wenn ein Umzug
während der durch die Corona-Pandemie
geprägten Zeit und der dadurch
eingeschränkten Möglichkeiten zur Suche
und zur Besichtigung einer neuen
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Wohnung notwendig wird.
 

Normenkette § 86b Abs. 2 Satz 2 SGG
§ 172 SGG
§ 67 Abs. 3 SGB 2
§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB 2
 

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 AS 98/21 ER
Datum 07.12.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 AS 585/21 B ER
Datum 21.02.2022

3. Instanz

Datum -

I.Â Â  Â Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des
Sozialgerichts Kassel vom 7. Dezember 2021 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

II.Â Â  Â Der Antragsgegner hat den Antragstellern die zur Rechtsverfolgung
notwendigen Kosten auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren zu erstatten.Â  Â  Â  Â  Â 
Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â  Â Â 

Den Antragstellern wird Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfahren ohne
Pflicht zur Ratenzahlung unter Beiordnung von Rechtsanwalt F., B-Stadt, zu den
Bedingungen eines im Gerichtsbezirk ansÃ¤ssigen Rechtsanwalts bewilligt.

â��
GrÃ¼nde

I.

Die Beteiligten streiten im Rahmen des einstweiligen Rechtsschutzes um die
Ã�bernahme der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in ihrer tatsÃ¤chlichen
HÃ¶he bei der Bemessung der Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
nach dem Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II).

Die 1980 geborene Antragstellerin zu 1., ihr 1973 geborener Ehemann und die
Kinder beider, die Antragsteller 2. bis 5., geboren 2004, 2008, 2010
beziehungsweise 2016, leben in einem gemeinsamen Haushalt. Der Ehemann
beziehungsweise Vater der Antragsteller erhÃ¤lt aufstockend zu einer durch
Bescheid vom 29. MÃ¤rz 2021 rÃ¼ckwirkend ab 1. Juni 2020 bewilligten
Erwerbsminderungsrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung, die wegen
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orthopÃ¤discher und psychiatrischer Krankheitsbilder gewÃ¤hrt wird, Leistungen
nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â�� Sozialhilfe â�� (SGB XII). Bei ihm
und ebenso bei dem Antragsteller zu 5. ist ein Pflegegrad 2 nach Â§ 15
Sozialgesetzbuch Elftes Buch â�� Soziale Pflegeversicherung â�� (SGB XI)
festgestellt. Der Antragsteller zu 5. ist auf Grund einer Duchenneâ��schen
Muskeldystrophie motorisch stark eingeschrÃ¤nkt. In dem zur Beurteilung der
PflegebedÃ¼rftigkeit durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung
Hessen unter dem 15. Oktober 2020 von der Pflegefachkraft G. erstellten Gutachten
wird namentlich das Treppensteigen als Ã¼berwiegend unselbstÃ¤ndig, das
Fortbewegen innerhalb des Wohnbereichs und das Umsetzen als Ã¼berwiegend
selbstÃ¤ndig sowie ein erheblicher UnterstÃ¼tzungsbedarf bei der
Selbstversorgung, namentlich beim Waschen des vorderen OberkÃ¶rpers und des
Intimbereichs, bei der KÃ¶rperpflege im Bereich des Kopfes, beim Duschen und
Baden und beim An- und Auskleiden sowie beim Benutzen einer Toilette,
beschrieben. Die Versorgung mit einem Reha-Buggy erscheine aus medizinisch-
pflegerischer Sicht sinnvoll. Wegen der Einzelheiten wird auf das Dokument mit der
laufenden Nummer 232 der elektronisch gefÃ¼hrten Leistungsakte des
Antragsgegners (im Folgenden: eLA Nr.) Bezug genommen.

Die Antragsteller zu 1. und zu 2. sowie ihr Ehemann und Vater sind tÃ¼rkischer, die
Antragsteller zu 3. bis 5 deutscher StaatsangehÃ¶rigkeit. Der Ehemann
beziehungsweise Vater der Antragsteller ist Inhaber einer
Niederlassungserlaubnis.Â 

Die Antragsteller â�� und bis zur Umsetzung der Rentenbewilligung auch ihr
Ehemann beziehungsweise Vater â�� erhalten seit dem Jahr 2018 Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende von dem Antragsgegner. FÃ¼r den laufenden
Bewilligungszeitraum vom 1. Mai 2021 bis 30. April 2022 bewilligte dieser den
Antragstellern (und ihrem Ehemann und Vater) durch Bescheid vom 8. April 2021
(eLA Nr. 274), auf Grund der Rentenbewilligung geÃ¤ndert durch Bescheid vom 13.
April 2021, Grundsicherungsleistungen in HÃ¶he von insgesamt 1.295,03 Euro
monatlich fÃ¼r Mai bis Dezember 2021, 1.319,16 Euro fÃ¼r Januar 2022, 1.309,04
Euro fÃ¼r Februar 2022, 1.313,36 Euro fÃ¼r MÃ¤rz 2022 und 1.335,03 Euro fÃ¼r
April 2022; auf eLA Nr. 278 wird wegen der Einzelheiten Bezug genommen.

Die Familie wohnte seit dem Jahr 2009 in einer Wohnung im 4. Obergeschoss eines
Mietshauses ohne Fahrstuhl; die Unterkunftsaufwendungen Ã¼bernahm der
Antragsgegner in voller HÃ¶he. Allerdings suchte die Familie bereits seit lÃ¤ngerem
eine andere Wohnung, die den behinderungsbedingten Anforderungen,
insbesondere des Antragstellers zu 5., der die Treppe hochgetragen werden musste,
genÃ¼gen sollte.Â 

Im MÃ¤rz 2021 baten die Antragsteller um Zustimmung des Antragsgegners zur
Anmietung ihrer jetzigen Wohnung. Diese liegt im Erdgeschoss, ist 120
Quadratmeter groÃ� und hat zwei BÃ¤der. UrsprÃ¼nglich sollte die Miete inklusive
Nebenkostenvorauszahlung 1400,- Euro und die Heizkostenvorauszahlung 100,-
betragen; auf eLA Nr. 267 f. wird Bezug genommen. Mit Schreiben vom 6. April
2021 lehnte der Antragsgegner vor diesem Hintergrund eine Zustimmung zum
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Umzug ab, da die anfallenden Aufwendungen unangemessen hoch seien.Â 

Im Rahmen der weiteren Korrespondenz der Beteiligten signalisierte er allerdings
seine Bereitschaft, im konkreten Fall die Grenzwerte fÃ¼r eine siebenkÃ¶pfige
Familie als angemessen zugrunde zu legen; die Antragsteller teilten mit, dass der
Vermieter bereit sei, die verlangte Miete um 50,- Euro zu reduzieren, und sie die
Differenz gegebenenfalls aus eigenen Mitteln tragen wÃ¼rden. Die Antragsteller
mieteten die Wohnung sodann, ohne dass der Antragsgegner seine Zustimmung
erklÃ¤rt hÃ¤tte, ab 1. Juli 2021 durch Mietvertrag vom 1. Mai 2021 an. Nach dem
Mietvertrag fÃ¤llt fÃ¼r die Wohnung monatlich eine Grundmiete von 1.100,- Euro
an; hinzu kommt eine Nebenkostenvorauszahlung in HÃ¶he von 250,- Euro; die
Heizkosten seien unmittelbar mit dem Energieversorgungsunternehmen
abzurechnen. Wegen der Einzelheiten wird auf den Mietvertrag (eLA Nr. 299) sowie
eine vom Vermieter ausgestellte Mietbescheinigung (eLA Nr. 329) Bezug
genommen.

Der Antragsgegner erteilte wegen des Umzugs am 16. Juni 2021 einen ersten
Ã�nderungsbescheid (eLA Nr. 335) fÃ¼r die Zeit ab 1. Juli 2021 und Ã¤nderte
diesen, nachdem die Antragsteller unter Vorlage einer entsprechenden
Vermieterbescheinigung (eLA Nr. 341) mitgeteilt hatten, dass in der
Nebenkostenvorauszahlung von monatlich 250,- Euro eine Pauschale fÃ¼r die
Heizkosten in HÃ¶he von 80,- Euro enthalten sei, durch Bescheid vom 5. Juli 2021
nochmals ab. Er bewilligte nunmehr Leistungen (nur noch) an die Antragsteller â��
nicht mehr (auch) zugunsten ihres Ehemannes und Vaters â�� in HÃ¶he von
monatlich insgesamt 1.675,15 Euro fÃ¼r Juli bis Dezember 2021, 1.699,28 Euro
fÃ¼r Januar 2022, 1.689,15 Euro fÃ¼r Februar 2022, 1.693,48 Euro fÃ¼r MÃ¤rz
2022 und 1.715,15 Euro fÃ¼r April 2022. Dabei berÃ¼cksichtigte er einen
monatlichen Unterkunftsbedarf der Antragsteller von 842,30 Euro und Heizkosten
von 70,85 Euro. Er ging dabei, wie er in dem Bescheid vom 16. Juni 2021
erlÃ¤uterte, von einem grundsÃ¤tzlich notwendigen Umzug der Antragsteller aus,
der jedoch ohne Zustimmung erfolgt sei. Aufgrund der Erkrankung des
Antragstellers zu 5. und des Ehemannes beziehungsweise Vaters der Antragsteller
kÃ¶nne bei der Bemessung der Ã¼bernahmefÃ¤higen Aufwendungen fÃ¼r
Unterkunft und Heizung der Grenzwert fÃ¼r sieben Personen berÃ¼cksichtigt
werden, der kopfanteilig zu fÃ¼nf Sechsteln zu Ã¼bernehmen sei. Wegen der
Einzelheiten wird auf die beiden Bescheide (eLA Nr. 335 und Nr. 350) Bezug
genommen.

Die Antragsteller legten durch ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten am 14. Juli 2021
Widerspruch (eLA Nr. 359) gegen den Bescheid vom 16. Juni 2021, geÃ¤ndert durch
den Bescheid vom 5. Juli 2021, ein. Diesen â�� nicht begrÃ¼ndeten â��
Widerspruch wies der Antragsgegner durch Widerspruchsbescheid vom 27. Oktober
2021 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck, wobei der Widerspruchsbescheid (nur) den
Ehemann beziehungsweise Vater der Antragsteller als WiderspruchsfÃ¼hrer
auswies. GemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II wÃ¼rden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft
und Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese
angemessen seien. Vorliegend sei unstreitig, dass der Umzug erforderlich gewesen
sei. Ungeschriebene Voraussetzung sei allerdings auch, dass die Aufwendungen
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fÃ¼r Unterkunft und Heizung der kÃ¼nftigen Wohnung angemessen sein
mÃ¼ssten. Hier entstÃ¼nden â��dem WiderspruchsfÃ¼hrerâ�� monatlich Kosten
der Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von 1.350,- Euro (Grundmiete: 1.100,- Euro;
Nebenkosten: 165,- Euro, Heizkosten: 85,- Euro). DemgegenÃ¼ber sei ein Betrag in
HÃ¶he von 1.010,76 Euro (Grundmiete inklusive Nebenkosten zuzÃ¼glich 85,- Euro
Heizkosten) monatlich angemessen. Die Aufwendungen des WiderspruchsfÃ¼hrers
lÃ¤gen deutlich Ã¼ber dem Grenzwert; sie seien mithin nicht angemessen. Auf eLA
Nr. 376 wird Bezug genommen.

Die Antragsteller haben daraufhin am 29. Oktober 2021 Klage zum Sozialgericht
Kassel erhoben, die dort unter dem Aktenzeichen S 1 AS 398/21 anhÃ¤ngig ist, und
das Gericht gleichzeitig um einstweiligen Rechtsschutz ersucht.Â 

WÃ¤hrend des erstinstanzlichen Verfahrens hat der Antragsgegner die bewilligten
Leistungen durch Bescheid vom 27. November 2021 wegen der gesetzlichen
ErhÃ¶hung der Regelbedarfe ab 1. Januar 2022 nochmals abgeÃ¤ndert und die
Leistungen nunmehr insgesamt fÃ¼r Januar 2022 auf 1.711,28 Euro, fÃ¼r Februar
2022 auf 1.701,15 Euro, fÃ¼r MÃ¤rz 2022 auf 1.705,48 Euro und fÃ¼r April 2022
auf 1.727,15 Euro festgesetzt. Die Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung sind
unverÃ¤ndert geblieben. Auf eLA Nr. 389 wird verwiesen.

Zur BegrÃ¼ndung ihres Antrags auf einstweiligen Rechtsschutz haben die
Antragsteller insbesondere geltend gemacht, das vom Antragsgegner verwendete
Konzept zur Bestimmung der HÃ¶chstgrenze fÃ¼r die angemessenen
Aufwendungen der Unterkunft sei nicht tragfÃ¤hig. Weiter sei bei der Berechnung
des Grenzwertes der Pflegegrad 2 (auch) ihres Ehemannes beziehungsweise Vaters
zu berÃ¼cksichtigen. SchlieÃ�lich sei die Regelung des Â§ 67 Abs. 3 SGB II
anzuwenden. Sie hÃ¤tten bisher die Unterdeckung bei den Aufwendungen fÃ¼r die
Unterkunft aus den Leistungen fÃ¼r den Regelbedarf finanziert; das sei ihnen nicht
mehr weiter mÃ¶glich; auch im Hinblick auf die im Vorfeld des Umzugs erklÃ¤rte
Bereitschaft, die Differenz zwischen angemessenen und tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen aus eigenen Mitteln aufzubringen, sei ihr Antrag nicht als mutwillig
anzusehen.

Der Antragsgegner hat demgegenÃ¼ber darauf verwiesen, dreieinhalb Monate
nach der Anmietung der Wohnung und angesichts der NichtbegrÃ¼ndung des
Widerspruchs fehle es an einem RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r ein Eilverfahren. Ein
Anordnungsanspruch bestehe nicht: Das von ihm verwendete Konzept fÃ¼r die
Bemessung angemessener Unterkunftsaufwendungen sei entgegen der
Behauptungen der Antragsteller durchaus schlÃ¼ssig. Â§ 67 Abs. 3 SGB II gelte nur
fÃ¼r NeuantrÃ¤ge. SchlieÃ�lich sei ein Anordnungsgrund nicht glaubhaft gemacht,
da die Antragsteller im Sommer bereit gewesen seien, die Differenz zwischen den
bewilligten Bedarfen fÃ¼r Unterkunft und Heizung und den tatsÃ¤chlichen
Mietkosten selbst aufzubringen. Weiter ergÃ¤ben sich von den Antragstellern nicht
ausreichend beantwortete Fragen aus den von ihnen vorgelegten Kontounterlagen,
die Zweifel an ihrer HilfebedÃ¼rftigkeit weckten.

Das Sozialgericht hat den Antragsgegner durch Beschluss vom 7. Dezember 2021
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verpflichtet, den Antragstellern fÃ¼r den Zeitraum vom 29. Oktober 2021 bis zum
30. April 2022 unter BerÃ¼cksichtigung der fÃ¼r diesen Zeitraum bereits
erbrachten Leistungen fÃ¼r die Kosten der Unterkunft und Heizung insgesamt
fÃ¼nf Sechstel ihrer tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung vorlÃ¤ufig
zu gewÃ¤hren. Im Ã�brigen hat es den Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
abgelehnt.

Zur BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht insbesondere ausgefÃ¼hrt, der Antrag sei
Ã¼berwiegend begrÃ¼ndet. Die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer
einstweiligen Anordnung nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
seien Ã¼berwiegend glaubhaft gemacht.

Ein Anordnungsanspruch ergebe sich aus Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 in
Verbindung mit Â§ 67 Abs. 3 SGB II. Nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II wÃ¼rden Bedarfe
fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
anerkannt, soweit diese angemessen seien (Satz 1). ErhÃ¶hten sich nach einem
nicht erforderlichen Umzug die Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung, werde
nur der bisherige Bedarf anerkannt (Satz 2). Soweit die Aufwendungen fÃ¼r die
Unterkunft und Heizung den auf Grund der Besonderheit des Einzelfalles
angemessenen Umfang Ã¼berstiegen, seien sie als Bedarf so lange anzuerkennen,
wie es der oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten oder der
Bedarfsgemeinschaft nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten sei, durch einen
Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu
senken, in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate (Satz 3). Nach Â§ 67
Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 SGB II (Vereinfachtes Verfahren fÃ¼r den Zugang
zu sozialer Sicherung aus Anlass der COVID-19-Pandemie) in den Fassungen vom
10. MÃ¤rz 2021 und 22. November 2021 (gÃ¼ltig ab 1. April 2021 und 24.
November 2021) sei fÃ¼r BewilligungszeitrÃ¤ume, die in der Zeit vom 1. MÃ¤rz
2020 bis 31. MÃ¤rz 2022 begÃ¶nnen, Â§ 22 Abs. 1 SGB II mit der MaÃ�gabe
anzuwenden, dass die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten als angemessen gelten wÃ¼rden. Danach sei Â§
22 Absatz 1 Satz 3 SGB II mit der MaÃ�gabe anzuwenden, dass der Zeitraum aus Â§
67 Abs. 3 Satz 1 SGB II nicht auf die in Â§ 22 Absatz 1 Satz 3 SGB II genannte Frist
anzurechnen sei.Â 

Die Antragsteller seien nach Â§ 7 SGB II dem Grunde nach jedenfalls bis zum Ablauf
des laufenden Bewilligungszeitraums leistungsberechtigt. Die tatsÃ¤chlichen Kosten
der Unterkunft und Heizung wÃ¼rden gemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs. 3 Satz 1 SGB II als
angemessen gelten. Die Vorschrift finde Anwendung, obwohl weder die
HilfebedÃ¼rftigkeit der Antragsteller noch ihr Umzug direkt auf die Corona-
Pandemie zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien. Â§ 67 SGB II sei nicht auf diejenigen
Leistungsbezieher beschrÃ¤nkt, die direkt von der Corona-Pandemie betroffen
seien. Der Anwendungsbereich des Â§ 67 Abs. 3 Satz 1 SGB II sei auch nicht auf
NeuantrÃ¤ge begrenzt, sondern erfasse auch die in der Zeit nach dem 1. MÃ¤rz
2020 beginnenden WeiterbewilligungszeitrÃ¤ume. Dies ergebe sich bereits aus Â§
67 Abs. 3 Satz 3 SGB II, der eine Sonderregelung nach bereits erfolgtem
Kostensenkungsverfahren und damit fÃ¼r eine Fallkonstellation enthalte, die nur
bei einer Weiterbewilligung von SGB II-Leistungen auftreten kÃ¶nne.Â 
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Gegen die vorlÃ¤ufige Anerkennung der tatsÃ¤chlichen Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung der Antragsteller spreche auch nicht, dass sie erst zum Juli 2021
umgezogen seien. Eine Begrenzung der Bedarfe nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II
finde nicht statt. Die gesetzliche Fiktionswirkung des Â§ 67 Abs. 3 Satz 1 SGB II
gelte nach dem Wortlaut fÃ¼r Â§ 22 Abs. 1 SGB II, ohne dass hinsichtlich der
einzelnen SÃ¤tze des Â§ 22 Abs. 1 SGB II unterschieden werde. Weder lasse sich
dem Gesetzeswortlaut des Â§ 67 Abs. 3 SGB II noch den Gesetzesmaterialien
entnehmen, dass diese Sonderregelung nur fÃ¼r bereits seit lÃ¤ngerem bewohnte
Wohnungen gelten sollten. Gesetzeszweck des Â§ 67 Abs. 3 SGB II sei, dass sich
SGB II-Leistungsbezieher in der Zeit der Pandemie â��nicht auch noch um ihren
Wohnraum sorgen mÃ¼ssenâ�� (GesetzesbegrÃ¼ndung, BT-Drs. 19/18107, S. 25;
zu dem Ganzen Bayerisches LSG, Beschluss vom 28. Juli 2021 â�� L 16 AS 311/21 B
ER â��, juris Rn. 37 f.).

Der Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen Kosten stehe auch nicht entgegen, dass der
Antragsgegner die Zusicherung nach Â§ 22 Abs. 4 SGB II ausdrÃ¼cklich nicht erteilt
habe. Die nach Â§ 67 Abs. 3 Satz 1 SGB II vorÃ¼bergehend, nÃ¤mlich fÃ¼r die
ersten sechs Monate eines zwischen dem 1. MÃ¤rz 2020 und 31. MÃ¤rz 2022
beginnenden Bewilligungszeitraums, als angemessen anzusehenden Kosten der
Unterkunft und Heizung dÃ¼rften im zeitlichen Anwendungsbereich des Â§ 67 Abs.
3 SGB II auch der Entscheidung nach Â§ 22 Abs. 4 SGB II zugrunde zu legen sein.
Ansonsten wÃ¼rde im Rahmen des Â§ 22 Abs. 4 SGB II der Wille des Gesetzgebers
konterkariert, die Deckelung der Kosten der Unterkunft und Heizung auf die
Angemessenheitsgrenze vorÃ¼bergehend auszusetzen (Bayerisches LSG, Beschluss
vom 28. Juli 2021 â�� L 16 AS 311/21 B ER â��, juris Rn. 39). Die RÃ¼ckausnahme
nach Â§ 67 Abs. 2 Satz 3 SGB II sei nicht einschlÃ¤gig. Weder sei fÃ¼r die neue
Wohnung ein Kostensenkungsverfahren durchgefÃ¼hrt worden noch sei ein solches
fÃ¼r die alte Wohnung erkennbar.Â 

Die auf die Antragsteller entfallenden tatsÃ¤chlichen Kosten seien ab dem 29.
Oktober 2021 bis zum Ablauf des Bewilligungszeitraums am 30. April 2022 zu
Ã¼bernehmen. Â§ 67 Abs. 3 Satz 1 SGB II stelle fÃ¼r die ersten sechs Monate eine
Angemessenheitsfiktion dar, mithin bis Ende Dezember 2021. Hiervon seien die
Leistungen ab dem 29. Oktober 2021 zu Ã¼bernehmen, da im Wege des
einstweiligen Rechtsschutzes Leistungen fÃ¼r die Vergangenheit grundsÃ¤tzlich
nicht geltend gemacht werden kÃ¶nnten. Ã�ber Dezember 2021 hinaus ergebe sich
die Verpflichtung zur Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung aus Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II, da ein erneuter Umzug oder eine
Kostensenkung innerhalb des Ã¼brigen Bewilligungszeitraums den Antragstellern
nicht zuzumuten sei. GemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs. 3 SGB II sei der Zeitraum nach Â§ 67 Abs.
3 Satz 1 SGB II nicht auf Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II anzurechnen. Danach seien die
Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft und Heizung, soweit sie den der Besonderheit
des Einzelfalles angemessenen Umfang Ã¼berstiegen, als Bedarf so lange
anzuerkennen, wie es der oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten oder der
Bedarfsgemeinschaft nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten sei, durch einen
Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu
senken, in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate.
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Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II greife nicht, da der Antragsgegner den Umzug selbst als
grundsÃ¤tzlich notwendig angesehen habe. Es liege auf der Hand, dass es den
Antragstellern nicht lÃ¤nger zuzumuten gewesen sei, den Antragsteller zu 5. in den
vierten Stock zu tragen, da dieser einen Rollstuhl brauche und ein Fahrstuhl nicht
vorhanden gewesen sei. Der Antragsteller zu 5. sei inzwischen fast sechs Jahre alt.
Ein Umzug oder eine Kostensenkung sei den Antragstellern derzeit nicht
zuzumuten. Aus den Akten gehe hervor, dass die Antragsteller bereits seit
lÃ¤ngerem nach einer bedarfsgerechten Wohnung gesucht und schon in der
Vergangenheit ein Angebot vorgelegt hÃ¤tten, das jedoch wegen
Unangemessenheit abgelehnt worden sei. Sie hÃ¤tten sich auch UnterstÃ¼tzung
bei der Wohnungssuche bei dem Verein H., UnterstÃ¼tztes Wohnen, gesucht. Ein
geeigneteres Mietangebot sei gleichwohl nicht gefunden worden. Auch eine
Internetrecherche des Gerichts (immowelt am 7. Dezember 2021; Suche nach
mindestens 3,5 Zimmern in A-Stadt) habe keine Angebote ergeben, die hinsichtlich
der Kosten der Unterkunft und Heizung angemessen und gleichzeitig
behindertengerecht (Kriterium: Fahrstuhl oder Erdgeschosswohnung) gewesen
seien. Ein kurzfristiger Umzug in eine angemessene und bedarfsgerechte Wohnung
erscheine dem Gericht vor diesem Hintergrund unrealistisch. Auch sei mit dem
Vermieter bereits ein Mietnachlass ausgehandelt worden. Die AnspruchshÃ¶he
beschrÃ¤nke sich auf fÃ¼nf Sechstel der tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und
Heizung, mithin insgesamt 1.125,- Euro monatlich, da der Ehemann
beziehungsweise Vater der Antragsteller nicht nach dem Sozialgesetzbuch Zweites
Buch leistungsberechtigt sei.Â 

Es liege auch ein Anordnungsgrund vor. Aus den vorgelegten KontoauszÃ¼gen
ergebe sich, dass die Bedarfsgemeinschaft regelmÃ¤Ã�ig den Dispokredit des
Kontos ausnutze, obwohl sie laufende Leistungen erhalte. Das Pflegegeld, das die
Bedarfsgemeinschaft erhalte, rechne das Gericht nicht als Einkommen an, da es
davon ausgehe, dass der Vater und der Antragsteller zu 5. durch die Ã¼brigen
Bedarfsgemeinschaftsmitglieder, die zum privilegierten Kreis des Â§ 33 Abs. 2
Einkommensteuergesetz (EStG) in Verbindung mit Â§ 1 Abs. 1 Nr. 4 der Verordnung
zur Berechnung von Einkommen sowie zur NichtberÃ¼cksichtigung von Einkommen
und VermÃ¶gen beim Arbeitslosengeld II/Sozialgeld â�� Arbeitslosengeld
II/Sozialgeld-Verordnung â�� (Alg II-VO) gehÃ¶rten, gepflegt wÃ¼rden. Ausgaben
fÃ¼r einen Pflegedienst seien nicht zu erkennen und auch der Antragsgegner habe
in seinen bisherigen Leistungsberechnungen das Pflegegeld nicht berÃ¼cksichtigt.
Das monatliche Einkommen der Bedarfsgemeinschaft abzÃ¼glich der tatsÃ¤chliche
Kosten fÃ¼r die angemietete Wohnung sowie des Bedarfs des tÃ¤glichen Lebens
fÃ¼hre zu einer Unterdeckung, die dazu fÃ¼hre, dass die Antragsteller entweder
auf die Gefahr einer KÃ¼ndigung hin Mietschulden anhÃ¤ufen oder die Deckung
des Regelbedarfs deutlich einschrÃ¤nken mÃ¼ssten. Auf einmalige ZuflÃ¼sse in
der Vergangenheit komme es bei der Bewertung nicht an, da diese offensichtlich
aufgebraucht seien.

Der Antragsgegner hat die erstinstanzliche Verpflichtung durch Bescheid vom 8.
Dezember 2021 umgesetzt und den Antragstellern vorlÃ¤ufig Leistungen in HÃ¶he
von insgesamt 1.689,25 Euro fÃ¼r Oktober 2021, jeweils 1.887,- Euro fÃ¼r
November und Dezember 2021, 1.923,13 Euro fÃ¼r Januar 2022, 1.913,- Euro fÃ¼r

                             8 / 17

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html
https://dejure.org/gesetze/EStG/33.html


 

Februar 2022, 1.917,33 Euro fÃ¼r MÃ¤rz 2022 und 1.939,- Euro fÃ¼r April 2022
bewilligt. Die vorangegangenen Bescheide vom 8. April 2021, 5. Juli 2021 und 27.
November 2021 hat er insoweit aufgehoben. Im Rahmen der BegrÃ¼ndung hat er
folgenden Hinweis in den Bescheid aufgenommen: â��Die Bewilligung ist lediglich
vorlÃ¤ufig in Umsetzung des Beschlusses des Sozialgerichts Kassel vom 07.
Dezember 2021 â�� Az. S 1 AS 98/21 ER â�� bis zum rechtskrÃ¤ftigen Abschluss
des Hauptsacheverfahrens.â�� Wegen der Einzelheiten wird auf Bl. 135 ff. der
Gerichtsakten (GA) verwiesen.Â 

AnschlieÃ�end hat der Antragsgegner am 17. Dezember 2021 unter Wiederholung
und Vertiefung seines bisherigen Vorbringens Beschwerde eingelegt.

Er beantragt,
den Beschluss des Sozialgerichts Kassel vom 7. Dezember 2021 aufzuheben und
den Antrag der Antragsteller auf einstweiligen Rechtsschutz abzulehnen.

Die Antragsteller beantragen,
die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigen die angegriffene Entscheidung. Der Vater beziehungsweise
Ehemann der Antragsteller hat zu den EingÃ¤ngen auf seinem Konto eine
Versicherung an Eides statt vorgelegt und in dieser namentlich ausgefÃ¼hrt, er
habe sich von seinem Bruder 4.000,- Euro geliehen, die er zurÃ¼ckzahlen mÃ¼sse,
sobald er finanziell dazu in der Lage sei. Von dem Geld habe er die Kaution fÃ¼r die
neue Wohnung gezahlt. Den Restbetrag des Geldes habe er auf sein Konto
eingezahlt und daraus Tickets fÃ¼r eine Reise der Familie im Sommer 2021
finanziert: Seine Eltern seien im Jahr 2020 dort verstorben, wegen der Corona-
Situation habe die Familie jedoch erst im vergangenen Sommer in die TÃ¼rkei
reisen kÃ¶nnen. HierfÃ¼r habe er sich nochmals 1.000,- Euro in bar von einem
Freund geliehen. Im Ã�brigen habe er fÃ¼r 4.000,- Euro sein altes Auto verkauft,
fÃ¼r 3.000,- Euro ein neues erworben und den Differenzbetrag genutzt, um die
Schulden bei seinem Freund zurÃ¼ckzuzahlen. Wegen der Einzelheiten wird auf GA
Bl. 189 f. verwiesen.Â 

Zur ErgÃ¤nzung des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichts- sowie
der zu den Antragstellern gefÃ¼hrten Verwaltungsakte des Antragsgegners Bezug
genommen.
Â 

II.

Die Beschwerde des Antragsgegners ist bereits nicht zulÃ¤ssig, zudem
unbegrÃ¼ndet. Die vom Sozialgericht erlassene einstweilige Anordnung ist nicht
aufzuheben.

I. Gegenstand des Beschwerdeverfahrens ist, nachdem nur der Antragsgegner
Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts vom 7. Dezember 2021
eingelegt hat, nur dessen Verpflichtung, im Wege der einstweiligen Anordnung
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hÃ¶here Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende in dem vom
Sozialgericht tenorierten Umfang an die Antragsteller zu erbringen. Soweit das
Sozialgericht den weitergehenden Antrag der Antragsteller abgelehnt hat, ist seine
Entscheidung unangegriffen geblieben und vom Senat daher nicht zu
Ã¼berprÃ¼fen.

II. Die Beschwerde des Antragsgegners ist angesichts der HÃ¶he der im Streit
stehenden Leistungen statthaft (Â§ 173 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. Â§ 143, Â§ 144
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG) sowie form- und fristgerecht eingelegt (vgl. zu den
diesbezÃ¼glichen Vorgaben Â§ 173 SGG). Es mangelt der Beschwerde jedoch an
dem fÃ¼r jedes gerichtliche und damit auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren
notwendigen RechtsschutzbedÃ¼rfnis.Â 
Das RechtsschutzbedÃ¼rfnis fehlt oder entfÃ¤llt fÃ¼r eine vom LeistungstrÃ¤ger
eingelegte Beschwerde, wenn er durch einen (insofern) vorbehaltlosen
Bewilligungsbescheid einen eigenstÃ¤ndigen Rechtsgrund fÃ¼r die streitige
Leistung schafft und also auch bei einem Erfolg im Beschwerdeverfahren zur
Leistung verpflichtet bliebe. Allerdings ergibt sich ein solcher Bescheid keineswegs
in jedem Fall allein aus der Umsetzung einer erstinstanzlichen Verpflichtung: Das
folgt schon daraus, dass ein vor dem Sozialgericht unterlegener LeistungstrÃ¤ger
wegen der fehlenden aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde regelmÃ¤Ã�ig zur
Umsetzung der sozialgerichtlichen Entscheidung verpflichtet ist, die allein in
Umsetzung der Entscheidung erbrachten Leistungen aber sofort und ohne den
Ausgang des Hauptsacheverfahrens abwarten zu mÃ¼ssen zurÃ¼ckfordern kann,
wenn er mit seiner Beschwerde Erfolg hat. Die Beschwerde des LeistungstrÃ¤gers
ist und bleibt daher zulÃ¤ssig, wenn die Umsetzung der erstinstanzlichen
Entscheidung entweder gÃ¤nzlich ohne Erlass eines â�� in diesem Falle nicht
zwingend notwendigen â�� Bescheides erfolgt oder aus einem dennoch erlassenen
(AusfÃ¼hrungs )Bescheid hinreichend deutlich wird, dass er nur vorlÃ¤ufig in
Umsetzung der Entscheidung ergeht und daher keinen eigenstÃ¤ndigen
Rechtsgrund fÃ¼r einen Anspruch auf die bewilligten Leistungen und deren auch
nur vorlÃ¤ufiges BehaltendÃ¼rfen schafft, der Betroffene die in AusfÃ¼hrung der
gerichtlichen Entscheidung gewÃ¤hrte Leistung vielmehr (sofort) erstatten muss,
wenn die umgesetzte Entscheidung wegfÃ¤llt (vgl. in diesem Sinne â�� zutreffend
â�� LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 16. Mai 2008 â�� L 23 B 26/08 SO ER
â��, juris, Rn. 11).
Das ist vorliegend nicht oder jedenfalls nicht hinreichend deutlich geschehen: Der
Antragsgegner hat sich nach Erlass des erstinstanzlichen Beschlusses entschieden,
diesen nicht nur schlicht auszufÃ¼hren, sondern einen Bescheid zu dessen
Umsetzung zu erlassen. Der entsprechende Bescheid vom 8. Dezember 2021 ist
zudem nicht (nur) als rein verfahrensrechtliche Entscheidung gehalten, sondern als
Ã�nderungsbescheid zu den frÃ¼her ergangenen Leistungsbescheiden, die der
Antragsgegner auf der Grundlage von Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Sozialgesetzbuch
Zehntes Buch â�� Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� (SGB X) in
Verbindung mit Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch â��
ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) und Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB II abgeÃ¤ndert hat. Der
Bescheid hat also einen Gehalt, der sich nicht auf die schlichte Umsetzung der
einstweiligen Anordnung beschrÃ¤nkt, sondern materiell in das RegelungsgefÃ¼ge
der zuvor erteilten Bescheide eingreift. Er geht damit deutlich Ã¼ber eine reine
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Umsetzungsentscheidung hinaus; seine Bindungswirkung und AbÃ¤nderbarkeit sind
daher an den verwaltungsverfahrensrechtlichen Regelungen zu messen (vgl. zu
AusfÃ¼hrungsbescheiden, die â�� wie hier â�� auf der Grundlage
verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften ergangen waren, ebs. Hess. LSG,
Beschluss vom 22. Februar 2016 â�� L 9 AS 66/16 B ER â��, juris, Rn. 5 und
Bayerisches LSG, Beschluss vom 11. April 2011 â�� L 16 AS 168/11 B ER â��, juris,
Rn. 18).Â 
In einem derartigen Fall ist (zumindest) zu verlangen, dass ein Bescheid, wenn er
nur einen vorlÃ¤ufigen, mit der einstweiligen Anordnung korrespondierenden
Behaltensgrund schaffen soll, der mit einem Erfolg in einem nachfolgenden
Beschwerdeverfahren wieder entfÃ¤llt, dies entsprechend der
sozialverfahrensrechtlichen Regelungen fÃ¼r eine nur vorlÃ¤ufige Entscheidung
hinreichend klar zum Ausdruck bringen. Ob dies der Fall ist, ist hier wie allgemein
bei vorlÃ¤ufigen Entscheidungen letztlich eine Frage der Auslegung; entscheidend
ist mithin, wie der BescheidempfÃ¤nger diesen aus dem sogenannten objektiven
EmpfÃ¤ngerhorizont verstehen durfte (vgl. hierzu und zum Folgenden: BSG, Urteil
vom 6. April 2011 â�� B 4 AS 119/10 R â��, BSGE 108, 86, Rn. 18). Auf eine nicht
ausreichend klar zum Ausdruck gebrachte Regelungsabsicht der BehÃ¶rde kommt
es nicht an. Die Regelung der VorlÃ¤ufigkeit hat dabei als solche
VerfÃ¼gungscharakter. Es ist deshalb erforderlich, dass sich aus dem
Verwaltungsakt eindeutig ergibt, dass die Verwaltung eine (nur) vorlÃ¤ufige
Bewilligung erlassen hat. Die sogenannten typusprÃ¤genden Merkmale einer
vorlÃ¤ufigen Entscheidung mÃ¼ssen unzweifelhaft erkennbar sein (vgl. BSG, Urteil
vom 7. April 2016 â�� B 5 R 26/15 R â��, SozR 4-2600 Â§ 89 Nr. 3 und BSG, Urteil
vom 1. Juli 2010 â�� B 11 AL 19/09 R â��, BSGE 106, 244).Â 
Im konkreten Fall hat der Antragsgegner im Bescheid vom 8. Dezember 2021 einen
(nur) vorlÃ¤ufigen Charakter des Bescheides im VerfÃ¼gungssatz nicht zum
Ausdruck gebracht; (erst) im Rahmen der BegrÃ¼ndung hat er formuliert: â��Die
Bewilligung ist lediglich vorlÃ¤ufig in Umsetzung des Beschlusses des Sozialgerichts
Kassel vom 07. Dezember 2021 â�� Az. S 1 AS 98/21 ER â�� bis zum
rechtskrÃ¤ftigen Abschluss des Hauptsacheverfahrens.â�� Das ist nach Auffassung
des Senats nicht ausreichend, um dem Antragsgegner eine RÃ¼ckforderung bereits
nach Abschluss eines erfolgreichen Beschwerdeverfahrens zu erÃ¶ffnen.
In einem nur vorlÃ¤ufigen Bescheid muss, wie bereits ausgefÃ¼hrt, hinreichend
deutlich klargestellt werden, dass es sich um eine Entscheidung handelt, die
vorlÃ¤ufigen Charakter hat und die endgÃ¼ltige Entscheidung nicht vorwegnimmt
(vgl. nochmals BSG, Urteil vom 7. April 2016 â�� B 5 R 26/15 R â��, SozR 4-2600 Â§
89 Nr. 3 und BSG, Urteil vom 1. Juli 2010 â�� B 11 AL 19/09 R â��, BSGE 106, 244);
der BegÃ¼nstigte muss sich auf eine mÃ¶gliche anderslautende endgÃ¼ltige
Regelung und die damit gegebenenfalls verbundene Erstattungsforderung
einrichten kÃ¶nnen. Dies und der Umstand, dass die VorlÃ¤ufigkeit unmittelbar den
Charakter einer entsprechenden Bewilligungsentscheidung prÃ¤gt, fÃ¼hren dazu,
dass in aller Regel die VorlÃ¤ufigkeit Teil der durch den Bescheid getroffenen
Regelung selbst sein muss. Auch allgemein ist bei der Auslegung eines Bescheides
zunÃ¤chst vom Wortlaut des VerfÃ¼gungssatzes auszugehen (vgl. nur BSG, Urteil
vom 2. MÃ¤rz 2010 â�� B 5 R 104/07 R â��, juris, Rn. 12). Allerdings kann zur
Auslegung eines Bescheides auch die BegrÃ¼ndung (oder sogar ein beigefÃ¼gtes
erlÃ¤uterndes Schreiben; so BSG, Urteil vom 6. April 2011 â�� B 4 AS 119/10 R â��,
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BSGE 108, 86, Rn. 19) herangezogen werden, wenn nur im Ergebnis die
VorlÃ¤ufigkeit hinreichend zweifelsfrei erkennbar ist. Daher erscheint es denkbar,
die Kennzeichnung als vorlÃ¤ufig erst im Rahmen der BegrÃ¼ndung als (zwar
unglÃ¼cklich, aber) ausreichend anzusehen, um nicht schon deswegen den
vorlÃ¤ufigen Charakter zwingend zu verneinen.
Das kann letztlich offenbleiben, da der Antragsgegner jedenfalls einen zudem auf
einen Erfolg im Beschwerdeverfahren bezogenen VorlÃ¤ufigkeitsvorbehalt im
Bescheid vom 8. Dezember 2021 nicht hinreichend deutlich gemacht hat. Zum
einen hat er die typusprÃ¤genden Merkmale einer nur vorlÃ¤ufigen Entscheidung in
dem Bescheid nicht ausreichend zum Ausdruck gebracht: Dazu genÃ¼gt es nicht,
die Bewilligung ohne nÃ¤here ErlÃ¤uterung als vorlÃ¤ufig zu kennzeichnen.
Vielmehr muss dem Betroffenen verdeutlicht werden, dass ihm mit einem
entsprechenden Bescheid lediglich eine vorlÃ¤ufige Leistung eigener Art zuerkannt
wird, die mit der endgÃ¼ltigen nicht identisch ist und zumindest in aller Regel noch
durch deren Festsetzung ersetzt wird (vgl. so zum Vorschuss BSG, Urteil vom 9.
Oktober 2013 â�� B 5 R 8/12 R â��, BSGE 112, 74, Rn. 16), ohne dass eine Bindung
an die vorlÃ¤ufige Bewilligung besteht, so dass diese keinen Vertrauensschutz
begrÃ¼nden kann. Da es schon daran fehlt, kann offenbleiben, ob zudem zwingend
ein â�� hier ebenfalls nicht vorhandener â�� Hinweis auf eine gegebenenfalls
bestehende Erstattungspflicht hinzukommen muss (in diesem Sinne z.B.
Hengelhaupt, in: Hauck/Noftz, SGB II, Â§ 41a Rn. 205; Grote-Siefert, in: jurisPK-SGB
II, Â§ 41a Rn. 37).
Zum anderen ist die im Bescheid enthaltene Formulierung zur (nur) vorlÃ¤ufigen
Umsetzung des erstinstanzlichen Beschlusses allein auf den Abschluss des
Hauptsacheverfahrens bezogen. Es liegt angesichts dessen schon allgemein nicht
fern, dass auf dieser Grundlage eine Korrektur erst nach Abschluss des
Hauptsacheverfahrens mÃ¶glich ist (vgl. zu einer entspr. Formulierung auch LSG
Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss vom 13. Januar 2014 â�� L 9 SO 20/13 B ER
â��, juris, Rn. 48 sowie LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 16. MÃ¤rz 2011 â�� L 5
AS 443/10 B ER â��, juris, Rn. 33). Vorliegend kommt hinzu, dass der Antragsgegner
den Bescheid vor Einlegung der Beschwerde erlassen hat. Bei dessen Auslegung
aus dem Horizont der Antragsteller zum Zeitpunkt seines Zugangs war daher nicht
erkennbar, dass (der Antragsgegner beabsichtigte, gegen die erstinstanzliche
Entscheidung vorzugehen, und) der Umsetzungsbescheid daher, gegebenenfalls
stillschweigend, auch unter einem entsprechenden Vorbehalt stand. Vielmehr lag es
fÃ¼r die Antragsteller nahe, den Vorbehalt seinem Wortlaut entsprechend (allein)
auf das bereits anhÃ¤nge Hauptsacheverfahren zu beziehen.
Nach allem ist der Senat der Auffassung, dass der durch den Bescheid vom 8.
Dezember 2021 vermittelte Behaltensgrund durch einen Erfolg des Antragsgegners
im Beschwerdeverfahren nicht beseitigt wÃ¼rde. In der Konsequenz fehlt es an
einem RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r dessen Beschwerde.

III. Die Beschwerde ist darÃ¼ber hinaus unbegrÃ¼ndet, wobei der Senat durch den
grundsÃ¤tzlichen Vorrang der ZulÃ¤ssigkeits- vor der BegrÃ¼ndetheitsprÃ¼fung
jedenfalls im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nicht gehindert ist, seine
Entscheidung auch hierauf zu stÃ¼tzen, da Rechtsnachteile fÃ¼r die Beteiligten mit
einem entsprechenden Vorgehen nicht verbunden sind (vgl. hierzu ausfl. erk. Senat,
Beschluss vom 30. Juni 2020 â�� L 6 AS 327/20 B ER â��, juris, Rn. 24).Â 
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1. Das Sozialgericht ist zunÃ¤chst zu Recht von der ZulÃ¤ssigkeit des Antrags auf
einstweiligen Rechtsschutz ausgegangen.
a) Die anwaltlich vertretenen Antragsteller haben zwar nicht ausdrÃ¼cklich zur
(gesetzlichen) Vertretung der minderjÃ¤hrigen Antragsteller zu 2. bis 5.
vorgetragen. Der Senat ist dennoch Ã¼berzeugt, dass sie im hiesigen Verfahren
ausreichend vertreten sind und die Antragstellung auch in ihrem Namen wirksam
erfolgt ist. Ihre Mutter, die Antragstellerin zu 1., ist selbst Verfahrensbeteiligte; der
Senat hat keine Zweifel, dass sie insofern auch im Namen ihrer Kinder handelt.
Auch der Vater der Antragsteller zu 2. bis 5. hat aktiv â�� durch die Vorlage einer
Versicherung an Eides statt â�� zum Verfahren beigetragen; daraus lÃ¤sst sich
(zumindest) eine (konkludente) Genehmigung der VerfahrensfÃ¼hrung fÃ¼r seine
Kinder entnehmen.
b) Der ZulÃ¤ssigkeit steht weiter nicht entgegen, dass der Antragsgegner im
Widerspruchsbescheid nur den Ehemann beziehungsweise Vater der Antragsteller
als WiderspruchsfÃ¼hrer bezeichnet hat. Das mag im Hauptsacheverfahren von
Relevanz sein, da dort nach Â§ 78 Abs. 1 Satz 1 SGG der Abschluss des
Vorverfahrens regelmÃ¤Ã�ig zu den ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzungen gehÃ¶rt, die
zum Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung vorliegen mÃ¼ssen. Ein Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung ist dagegen unproblematisch schon vor der
Erteilung des Widerspruchsbescheides zulÃ¤ssig, so dass im hiesigen Verfahren
offenbleiben kann, ob sich dieser im Wege der Auslegung auch auf die hiesigen
Antragsteller beziehen lÃ¤sst.
c) Dem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Rechtsschutz fehlte es nicht wegen der
unterlassenen BegrÃ¼ndung des Widerspruchs und des zeitlichen Abstands
zwischen dem Umzug und der Antragstellung an einem RechtsschutzbedÃ¼rfnis.
Die fehlende BegrÃ¼ndung eines Widerspruchs steht der unterlassenen
Vorbefassung des LeistungstrÃ¤gers, die das RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r ein
(sogleich) gerichtliches Vorgehen regelmÃ¤Ã�ig in Frage stellt, nicht gleich. Das
Fehlen der BegrÃ¼ndung kÃ¶nnte daher zwar auf der Kostenebene berÃ¼cksichtigt
werden, wenn der Antragsgegner den Anspruch auf Grund der (erst) im Verfahren
des einstweiligen Rechtsschutzes gegebenen BegrÃ¼ndung sogleich akzeptiert
hÃ¤tte, stellt aber das RechtsschutzbedÃ¼rfnis nicht in Frage; das gilt nur umso
mehr, wenn der LeistungstrÃ¤ger dem Anspruch auch in Kenntnis der nunmehr
vorgelegten BegrÃ¼ndung entgegentritt.
Auch der zeitliche Abstand zwischen dem Umzug und dem Antrag auf einstweiligen
Rechtsschutz stellt das RechtsschutzbedÃ¼rfnis nicht in Frage. Eine Frist sieht das
Gesetz nicht vor; fÃ¼r eine Verwirkung fehlt es am sogenannten Umstandsmoment.
Der Senat ist insofern im Ergebnis auch nicht der Auffassung, dass der von den
Antragstellern angebrachte Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz treuwidrig und
daher unzulÃ¤ssig ist, weil die Sozialarbeiterin, die im Sommer 2021 in ihrem
Namen gegenÃ¼ber dem Antragsgegner tÃ¤tig geworden ist, erklÃ¤rt hatte, die
Antragsteller seien im Falle des EinverstÃ¤ndnisses des Antragsgegners mit der
Anmietung der Wohnung bereit, die Differenz zwischen einer an einem
siebenkÃ¶pfigen Haushalt bemessenen Obergrenze fÃ¼r die angemessenen
Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung und den tatsÃ¤chlichen Kosten aus
eigenen Mitteln aufzubringen. Das folgt schon aus Â§ 46 Abs. 1 Sozialgesetzbuch
Erstes Buch â�� Allgemeiner Teil â�� (SGB I), aus dem sich ergibt, dass
Leistungsberechtigte an VerzichtserklÃ¤rungen oder vergleichbar nachteilige
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ErklÃ¤rungen zu den ihnen zustehenden Leistungen fÃ¼r die Zukunft nicht
gebunden sind. Es kann daher offenbleiben, ob Ã¼berhaupt die Bedingungen, an
die die entsprechende Zusage geknÃ¼pft war, von Seiten des Antragsgegners
vollstÃ¤ndig erfÃ¼llt worden sind.
d) Weitere Bedenken hinsichtlich der ZulÃ¤ssigkeit des Antrags auf einstweiligen
Rechtsschutz sind nicht ersichtlich.

2. Der Senat hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung Ã¼ber das vorlÃ¤ufige
Leistungsbegehren der Antragsteller auch in der Sache fÃ¼r gerechtfertigt. Die
Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer Regelungsanordnung nach Â§ 86b Abs. 2
Satz 2 SGG in dem im Beschwerdeverfahren streitigen Umfang lagen und liegen
vor. Der Senat nimmt insoweit zunÃ¤chst auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts
Bezug.
a) Das Gericht kann eine entsprechende Anordnung erlassen, wenn sie zur
Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG).
Ein solcher Nachteil ist (nur) anzunehmen, wenn einerseits den Antragstellern
gegenÃ¼ber dem Antragsgegner â�� mÃ¶glicherweise â�� ein materiell-rechtlicher
Leistungsanspruch in der Hauptsache zusteht (Anordnungsanspruch) und es ihnen
andererseits nicht zuzumuten ist, die Entscheidung Ã¼ber den Anspruch in der
Hauptsache abzuwarten (Anordnungsgrund).Â 
Dabei stehen Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund nicht isoliert neben-,
sondern in einer Wechselbeziehung zueinander, nach der die Anforderungen an den
Anordnungsanspruch mit zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit beziehungsweise Schwere
des drohenden Nachteils, dem Anordnungsgrund, zu verringern sind und umgekehrt
(vgl. fÃ¼r die st. Rspr. des Hess. LSG: Beschluss vom 29. Juni 2005 â�� L 7 AS 1/05
ER â��, info also 2005, 169; Beschluss vom 7. September 2012 â�� L 9 AS 410/12 B
ER â�� sowie Beschluss vom 5. September 2018 â�� L 6 AS 216/18 B ER â��;
auÃ�erdem Keller, in: Meyer-Ladewig u.a., SGG â�� Kommentar, 13. Aufl. 2020, Â§
86b Rn. 27 ff.): WÃ¤re eine Klage in der Hauptsache offensichtlich unzulÃ¤ssig oder
unbegrÃ¼ndet, ist der Antrag auf einstweilige Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den
Anordnungsgrund grundsÃ¤tzlich abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht
nicht vorhanden ist. WÃ¤re eine Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich
begrÃ¼ndet, vermindern sich die Anforderungen an den Anordnungsgrund, auch
wenn auf diesen nicht gÃ¤nzlich verzichtet werden kann. Bei offenem Ausgang des
Hauptsacheverfahrens, wenn etwa eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- oder
Rechtslage im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nicht mÃ¶glich ist, ist im
Wege einer FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden, welchem Beteiligten ein Abwarten
der Entscheidung in der Hauptsache eher zuzumuten ist. Dabei sind grundrechtliche
Belange der Antragsteller, soweit diese durch die Entscheidung berÃ¼hrt werden,
umfassend in der AbwÃ¤gung zu berÃ¼cksichtigen (vgl. BVerfG, 3. Kammer des
Ersten Senats, Beschluss vom 12. Mai 2005 â�� 1 BvR 569/05 â��, info also 2005,
166).
b) Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen hat das Sozialgericht zunÃ¤chst einen
Anordnungsanspruch zu Recht bejaht.
aa) Die Leistungsberechtigung der Antragsteller dem Grunde nach hinsichtlich der
streitigen laufenden Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Sozialgesetzbuch
Zweites Buch (vgl. Â§Â§ 7 ff. SGB II) hat der Antragsgegner nicht â�� oder allenfalls
hinsichtlich der HilfebedÃ¼rftigkeit, auf die im Rahmen der AusfÃ¼hrungen zum
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Anordnungsgrund noch einzugehen sein wird â�� in Frage gestellt. Der Senat sieht
daher fÃ¼r weitere AusfÃ¼hrungen hierzu jedenfalls im hiesigen Rahmen keinen
Anlass.
bb) Den Antragstellern stehen nach der im Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes gebotenen summarischen PrÃ¼fung die vom Sozialgericht
vorlÃ¤ufig zugesprochenen weiteren Leistungen unter BerÃ¼cksichtigung der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung auch der HÃ¶he nach
zu.Â 

(1.) Der Senat kann offenlassen, ob angesichts der besonderen WohnbedÃ¼rfnisse,
die im konkreten Fall mit RÃ¼cksicht auf die Behinderung des Antragstellers zu 5.
(und des Vaters beziehungsweise Ehemannes der Antragsteller) bestehen, die
Aufwendungen fÃ¼r die aktuell bewohnte Wohnung schon mit RÃ¼cksicht auf die
allgemeinen Regeln aus Â§ 22 Abs. 1 SGB II als angemessen zu gelten haben.Â 
Die Angemessenheit ist, wie sich aus Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II ergibt, an den
Besonderheiten des Einzelfalles zu bemessen. Auf Grund der Rollstuhlpflichtigkeit
des Antragstellers zu 1. dÃ¼rfte insoweit zunÃ¤chst ein hÃ¶herer Raumbedarf
folgen, den der Antragsgegner auch akzeptiert hat. Hinzu kommt allerdings, dass
der Antragsteller zu 5. wohl, um seinen Geschwistern eine ungestÃ¶rte Nachtruhe
zu ermÃ¶glichen, ein eigenes Zimmer benÃ¶tigt, nachdem in dem vom MDK
erstellten Pflegegutachten berichtet wird, dass er nach ab und zu wach werde und
Schmerzen habe. Dann mÃ¼ssten seine Beine massiert werden und er brauche
Zuwendung. Zudem ist er ersichtlich auf UnterstÃ¼tzung gerade im Bereich der
KÃ¶rperpflege mit entsprechend erhÃ¶htem Zeitbedarf angewiesen, so dass auch
ein Bedarf der Familie nach einem zweiten Badezimmer plausibel erscheint.
SchlieÃ�lich muss die Wohnung entweder ebenerdig oder mit Aufzug erreichbar
sein. Ob diese tatsÃ¤chlichen Besonderheiten ausreichend abgedeckt sind, wenn
man die Angemessenheitsgrenze statt an einer sechs- an einer siebenkÃ¶pfigen
Bedarfsgemeinschaft orientiert, erscheint zweifelhaft, wird aber letztlich erst im
Hauptsacheverfahren abschlieÃ�end zu klÃ¤ren sein.Â 
In diesem Zusammenhang weist der Senat darauf hin, dass behinderungsbedingte
zusÃ¤tzliche Wohnbedarf regelmÃ¤Ã�ig nicht nach Kopfteilen aufzuteilen sind,
sondern den individuellen Bedarf desjenigen Mitglieds (oder derjenigen Mitglieder)
der Bedarfsgemeinschaft erhÃ¶hen, in dessen Person die bedarfserhÃ¶henden
Besonderheiten vorliegen (vgl. nur BSG, Urteil vom 22. August 2013 â�� B 14 AS
85/12 R â��, SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 71, Rn. 23; Luik, in: Eicher/Luik/Harich, SGB II,
5. Aufl. 2021, Â§ 22 Rn. 94). Im konkreten Fall hat das zur Folge, dass erhÃ¶hte
Bedarfe aus der Person des Vaters beziehungsweise Ehemannes der Antragsteller
von den hiesigen Antragstellern und erhÃ¶hte Bedarfe aus der Person des
Antragstellers zu 5. nicht von den Ã¼brigen Antragstellern geltend gemacht werden
kÃ¶nnen. Allerdings treten die in dessen Person behinderungsbedingt
begrÃ¼ndeten zusÃ¤tzlichen Bedarfe (RollstuhlgÃ¤ngigkeit mit entsprechendem
Platzbedarf und ZugÃ¤nglichkeit der Wohnung; â�� wohl â�� zweites Badezimmer
und eigenes Zimmer) sehr viel deutlicher hervor als bei dem Vater beziehungsweise
Ehemann der Antragsteller. Im Ergebnis dÃ¼rfte daher die vom Sozialgericht
ausgesprochene Verpflichtung des Antragsgegners (und nicht des
SozialhilfetrÃ¤gers) zutreffend sein, allerdings mit der MaÃ�gabe, dass eine
gleichmÃ¤Ã�ige Aufteilung nach Kopfteilen wohl nicht tragfÃ¤hig ist.
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(2.) Nach der im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes gebotenen
summarischen PrÃ¼fung dÃ¼rfte das Sozialgericht jedenfalls zu Recht davon
ausgegangen sein, dass fÃ¼r die Laufzeit der von ihm erlassenen einstweiligen
Anordnung ein Anspruch auf die im Ergebnis vollstÃ¤ndige Ã�bernahme der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen aus den Regelungen zum vereinfachten Verfahren
fÃ¼r den Zugang zur sozialen Sicherung aus Anlass der COVID-19-Pandemie,
konkret aus Â§ 67 Abs. 3 SGB II, folgt (vgl. zu diesen Regelungen Bittner, NZS 2020,
332).
Â§ 67 Abs. 3 Satz 1 SGB II fingiert, insoweit Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II modifizierend,
dass bei einem zwischen dem 1. MÃ¤rz 2020 und dem 31. MÃ¤rz 2022 beginnenden
Bewilligungszeitraum die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten als angemessen gelten. Das gilt nach
dem Wortlaut der Vorschrift ohne jede BeschrÃ¤nkung in der HÃ¶he, also auch bei
sehr hohen Aufwendungen (vgl. nochmals Bittner NZS 2020, 332, 333 sowie die
bereits vom Sozialgericht zitierten Entscheidungen). Diese Angemessenheitsfiktion
gilt nach Â§ 67 Abs. 3 Satz 3 SGB II dann nicht, wenn die Leistungen fÃ¼r
Unterkunft und/oder Heizung bereits wÃ¤hrend des vorangegangenen
Bewilligungszeitraums auf das angemessene MaÃ� abgesenkt waren â�� was
vorliegend nicht der Fall ist. GemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs. 3 Satz 2 SGB II ist nach Ablauf des
sechsmonatigen Fiktionszeitraums aus Â§ 67 Abs. 3 Satz 1 SGB II die Regelung aus 
Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II mit der MaÃ�gabe anzuwenden, dass der
Fiktionszeitraum nicht auf die Frist zur Kostensenkung anzurechnen ist.Â 
Wie das Sozialgericht zu Recht ausgefÃ¼hrt hat, verdeutlich die letztgenannte
Regelung, dass Â§ 67 Abs. 3 SGB II nicht nur auf Neu-, sondern auch auf
FortzahlungsantrÃ¤ge Anwendung findet. Zudem zeigt gerade der hiesige Fall, dass
auch der Zweck der Regelung jedenfalls dann fÃ¼r ihre Anwendung spricht, wenn
ein Umzug wÃ¤hrend der durch die Corona-Pandemie geprÃ¤gten Zeit und der
dadurch eingeschrÃ¤nkten MÃ¶glichkeiten zur Suche und zur Besichtigung einer
neuen Wohnung notwendig wird: Wegen dieser EinschrÃ¤nkungen wird es vielfach
schwieriger sein, eine nach regulÃ¤ren MaÃ�stÃ¤ben angemessene Wohnung zu
finden, so dass die durch Â§ 67 Abs. 3 SGB II bewirkte Erweiterung des
AngemessenheitsmaÃ�stabs in entsprechenden FÃ¤llen ebenfalls seine
Rechtfertigung findet. Die sehr allgemeine gehaltene und vom Sozialgericht bereits
zitierte BegrÃ¼ndung zum Entwurf eines Gesetzes fÃ¼r den erleichterten Zugang
zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister
aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket), wonach die â��von den
Auswirkungen der Pandemie Betroffenen [â�¦] sich nicht auch noch um ihren
Wohnraum [sollen] sorgen mÃ¼ssenâ�� (BT-Drs. 19/18107 S. 25), spricht ohnehin
fÃ¼r einen breiten Anwendungsbereich.
Jedenfalls fÃ¼r die Laufzeit der vom Sozialgericht erlassenen einstweiligen
Anordnung hat der Antragsgegner daher auf der Grundlage von Â§ 67 Abs. 3 Satz 1
und Satz 3 in Verbindung mit Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II die auf die hiesigen
Antragsteller entfallenden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in ihrer
tatsÃ¤chlichen HÃ¶he zu Ã¼bernehmen. Der Senat kann dabei offenlassen, ob â��
wofÃ¼r der Wortlaut sprechen kÃ¶nnte â�� die Sechs-Monats-Frist aus Â§ 67 Abs. 3
Satz 1 SGB II immer mit Beginn eines Bewilligungszeitraums einsetzt, im konkreten
Fall also mit 1. Mai 2021, oder ob fÃ¼r den Fristbeginn auf den Tag des Umzugs
abzustellen ist, was sicherlich dem Zweck der Regelung eher entspricht. Vorliegend
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schlieÃ�t sich nÃ¤mlich wegen Â§ 67 Abs. 3 Satz 2 SGB II an die Sechs-Monats-Frist
aus dessen Satz 1 ungeschmÃ¤lert noch die ebenfalls sechsmonatige
RegelhÃ¶chstfrist aus Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II an. ErgÃ¤nzend nimmt der Senat
insoweit zur Vermeidung von Wiederholungen auf die zutreffenden ErwÃ¤gungen
des Sozialgerichts Bezug.

cc) Angesichts der hohen Wahrscheinlichkeit, dass die Antragsteller (jedenfalls bis
30. April 2022) die BerÃ¼cksichtigung der auf sie entfallenden tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen verlangen kÃ¶nnen, sind an den Anordnungsgrund keine
Ã¼bermÃ¤Ã�igen Anforderungen zu stellen.Â 

Der Senat geht daher davon aus, dass die Antragsteller nicht auf die
Inanspruchnahme des Pflegegeldes verwiesen werden kÃ¶nnen. Es spricht viel
dafÃ¼r, dass dieses nach Â§ 1 Abs. 1 Nr. 4 Alg II-VO letztlich nicht als Einkommen
zu berÃ¼cksichtigen ist. Das schlieÃ�t zwar nicht von vornherein aus, dass es fÃ¼r
den Anordnungsgrund Bedeutung gewinnt. Angesichts der erheblichen
Erfolgsaussichten in der Hauptsache erschiene das dem Senat jedoch im
vorliegenden Fall nicht als angemessen.
Auch steht der Anordnungsgrund nicht durch die GeldzuflÃ¼sse an den Vater
beziehungsweise Ehemann der Antragsteller im letzten Sommer in Frage. Jedenfalls
gemessen an der im Rahmen des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens mÃ¶glichen
und gebotenen AufklÃ¤rung des Sachverhalts steht dadurch die aktuelle
HilfebedÃ¼rftigkeit der Antragsteller nicht in Frage (und damit weder
Anordnungsanspruch noch Anordnungsgrund). Der Senat hÃ¤lt die
diesbezÃ¼glichen ErlÃ¤uterungen des Vaters beziehungsweise Ehemannes der
Antragsteller fÃ¼r hinreichend plausibel, um sie zumindest der Entscheidung im
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes zugrunde zu legen.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.
Â 

Erstellt am: 04.05.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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